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17. Landesverfassungsgesetz vom 12. Dezember 2002, mit dem die Tiroler Landesordnung 1989 geändert wird
18. Gesetz vom 12. Dezember 2002 über den Tiroler Landesrechnungshof (Tiroler Landesrechnungshofgesetz)
19. Gesetz vom 12. Dezember 2002, mit dem das Gesetz über die Geschäftsordnung des Tiroler Landtages geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Die Tiroler Landesordnung 1989, LGBl. Nr. 61/1988,

zuletzt geändert durch das Landesverfassungsgesetz
LGBl. Nr. 104/1998, wird wie folgt geändert:

Die Art. 67 bis 70 haben zu lauten:

„ A r t i k e l  6 7
Gebarungskontrolle, 
Landesrechnungshof

(1) Der Landtag bedient sich bei der Kontrolle der
Gebarung des Landes Tirol des Landesrechnungshofes
und nach Maßgabe der bundesrechtlichen Vorschriften
des Rechnungshofes.

(2) Der Landesrechnungshof ist als Organ des Land-
tages zur Überprüfung der Gebarung des Landes Tirol
und anderer Rechtsträger sowie zur Besorgung der sons-
tigen im Abs. 4 genannten Aufgaben berufen. Er ist bei
der Besorgung seiner Aufgaben unabhängig und insbe-
sondere nicht an Weisungen der Landesregierung oder
des Landeshauptmannes gebunden.

(3) Der Landesrechnungshof hat seinen Sitz in der
Landeshauptstadt.

(4) Dem Landesrechnungshof obliegen: 
a) die Prüfung der Gebarung des Landes Tirol;
b) die Prüfung der Gebarung der Stiftungen, Fonds

und Anstalten, die von Organen des Landes Tirol allein
oder gemeinsam mit Organen anderer Gebietskörper-
schaften und/oder von Gemeindeverbänden oder von

Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden,
die hiezu von Organen des Landes Tirol allein oder ge-
meinsam mit Organen anderer Gebietskörperschaften
und/oder von Gemeindeverbänden bestellt werden;

c) die Prüfung der Gebarung von Unternehmen, an
denen das Land Tirol allein oder gemeinsam mit anderen
Rechtsträgern, die der Prüfungszuständigkeit des Lan-
desrechnungshofes unterliegen, mit mindestens 50 v. H.
des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder
die das Land Tirol allein oder gemeinsam mit anderen
solchen Rechtsträgern betreibt; die Prüfungszuständig-
keit erstreckt sich auch auf die Unternehmen jeder wei-
teren Stufe, bei denen diese Voraussetzungen vorliegen;

d) die Prüfung der Gebarung sonstiger Unterneh-
men, soweit sie Landesvermögen treuhändig verwalten
oder soweit das Land Tirol für sie eine Ausfallshaftung
übernommen hat;

e) die Prüfung der Gebarung von Unternehmen, die
sich der Gebarungsprüfung durch das Land Tirol oder
den Landesrechnungshof unterworfen haben, sofern die
Gebarungsprüfung im öffentlichen Interesse gelegen
und verhältnismäßig ist;

f) die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung
der vom Land Tirol gewährten finanziellen Förderun-
gen, sofern die Prüfung im öffentlichen Interesse gele-
gen und verhältnismäßig ist;

g) die Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von
selbstständigen Anträgen von Abgeordneten, von An-
trägen von Ausschüssen oder von Regierungsvorlagen;
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h) die Durchführung von Beweisaufnahmen und Er-
hebungen im Auftrag eines vom Landtag eingesetzten
Untersuchungsausschusses;

i) die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen
Finanzkontrolle.

(5) Andere als die im Abs. 4 genannten Aufgaben dür-
fen dem Landesrechnungshof nur durch Landesverfas-
sungsgesetz übertragen werden.

(6) Entstehen zwischen dem Landesrechnungshof
und einem Rechtsträger Meinungsverschiedenheiten
über die Auslegung der Bestimmungen über die Prü-
fungszuständigkeit des Landesrechnungshofes, so ent-
scheidet hierüber auf Antrag der Landesregierung oder
des Landesrechnungshofes der Verfassungsgerichtshof.

A r t i k e l  6 8
Ziele der Gebarungsprüfung, 

Prüfungsaufträge

(1) Der Landesrechnungshof hat die Gebarungsprü-
fung dahingehend auszuüben, ob die Gebarung den
Rechtsvorschriften entspricht und ziffernmäßig richtig,
sparsam, wirtschaftlich und zweckmäßig ist.

(2) Die Prüfung durch den Landesrechnungshof um-
fasst nicht die für die Gebarung maßgebenden Be-
schlüsse des Landtages.

(3) Der Landesrechnungshof hat eine Gebarungs-
prüfung durchzuführen, wenn dies

a) der Landtag beschließt,
b) der Finanzkontrollausschuss beschließt,
c) wenigstens ein Drittel der Abgeordneten des Land-

tages verlangt,
d) wenigstens ein Viertel der Abgeordneten des Land-

tages verlangt, sofern diese Abgeordneten Wählergrup-
pen angehören, die nicht in der Landesregierung vertre-
ten sind,

e) die Landesregierung verlangt und der Finanzkon-
trollausschuss dem zustimmt.

Ein Verlangen nach lit. d ist höchstens zweimal in
einem Jahr zulässig.

A r t i k e l  6 9
Berichte

(1) Der Landesrechnungshof hat dem Landtag über
das Ergebnis jeder Prüfung einen Bericht vorzulegen.

(2) Der Landesrechnungshof hat dem Landtag jähr-
lich einen zusammenfassenden Bericht über seine Tä-
tigkeit im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten.

(3) Die Behandlung der dem Landtag vorzulegenden
Berichte des Landesrechnungshofes obliegt dem Fi-
nanzkontrollausschuss.

(4) Enthält ein Bericht des Landesrechnungshofes
Beanstandungen oder Verbesserungsvorschläge, die die
Landesregierung zu vertreten hat, so hat sie dem Fi-
nanzkontrollausschuss spätestens zwölf Monate nach
der Behandlung des Berichtes im Finanzkontrollaus-
schuss über die aufgrund des Prüfungsergebnisses ge-
troffenen Maßnahmen zu berichten. In diesem Bericht
hat die Landesregierung gegebenenfalls darzulegen, wa-
rum den Beanstandungen oder Verbesserungsvorschlä-
gen nicht Rechnung getragen worden ist.

A r t i k e l  7 0
Organisation 

des Landesrechnungshofes

(1) Der Landesrechnungshof besteht aus dem Di-
rektor und der für die Besorgung seiner Aufgaben er-
forderlichen Anzahl an Prüfern und sonstigen Bediens-
teten.

(2) Der Direktor des Landesrechnungshofes wird
vom Landtag auf Vorschlag des Landtagspräsidenten
und nach Anhören des Obleuterates bei Anwesenheit
von mindestens der Hälfte der Abgeordneten mit einer
Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen auf die Dauer von sechs Jahren bestellt.
Eine Wiederbestellung ist zulässig.

(3) Der Direktor des Landesrechnungshofes ist für
seine Tätigkeit ausschließlich dem Landtag verantwort-
lich. Er kann durch einen Beschluss des Landtages, für
den die Voraussetzungen nach Abs. 2 erster Satz gelten,
vorzeitig abberufen werden.

(4) Dem Landtagspräsidenten obliegt die Ausübung
der sonst der Landesregierung zustehenden Dienstho-
heit über den Direktor und die sonstigen Bediensteten
des Landesrechnungshofes, mit Ausnahme der Erlas-
sung von Verordnungen.

(5) Das Nähere über den Landesrechnungshof wird
durch Landesgesetz geregelt.“

Artikel II

(1) Dieses Landesverfassungsgesetz tritt mit 1. März
2003 in Kraft.

(2) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Landesverfas-
sungsgesetzes gehen die Aufgaben des Landes-Kon-
trollamtes auf den Landesrechnungshof über. Die zu
diesem Zeitpunkt anhängigen Prüfungsverfahren sind
nach den für den Landesrechnungshof geltenden Be-
stimmungen weiterzuführen.

(3) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Landesverfas-
sungsgesetzes wird der bisherige Kontrollamtsdirektor



S T Ü C K  10, NR. 17, 18 91

zum Direktor des Landesrechnungshofes, sofern er bis
zu diesem Zeitpunkt gegenüber dem Landtagspräsiden-
ten schriftlich die Annahme dieses Amtes erklärt.
Nimmt er dieses Amt nicht an, so hat er bis zur Bestel-

lung des Direktors des Landesrechnungshofes dessen
Geschäfte vorläufig zu führen. Mit dem In-Kraft-Treten
dieses Landesverfassungsgesetzes beginnt auch die
sechsjährige Befristung zu laufen.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

18. Gesetz vom 12. Dezember 2002 über den Tiroler Landesrechnungshof (Tiroler Landes-
rechnungshofgesetz)

Der Landtag hat beschlossen:

§ 1
Aufgaben

(1) Dem Landesrechnungshof obliegen nach Art. 67
Abs. 4 der Tiroler Landesordnung 1989, LGBl. Nr. 61/
1988, zuletzt geändert durch das Landesverfassungs-
gesetz LGBl. Nr. 17/2003,

a) die Prüfung der Gebarung des Landes Tirol;
b) die Prüfung der Gebarung der Stiftungen, Fonds

und Anstalten, die von Organen des Landes Tirol allein
oder gemeinsam mit Organen anderer Gebietskörper-
schaften und/oder von Gemeindeverbänden oder von
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden,
die hiezu von Organen des Landes Tirol allein oder ge-
meinsam mit Organen anderer Gebietskörperschaften
und/oder von Gemeindeverbänden bestellt werden;

c) die Prüfung der Gebarung von Unternehmen, an
denen das Land Tirol allein oder gemeinsam mit anderen
Rechtsträgern, die der Prüfungszuständigkeit des Lan-
desrechnungshofes unterliegen, mit mindestens 50 v. H.
des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist 
oder die das Land Tirol allein oder gemeinsam mit an-
deren solchen Rechtsträgern betreibt; die Prüfungszu-
ständigkeit erstreckt sich auch auf die Unternehmen je-
der weiteren Stufe, bei denen diese Voraussetzungen
vorliegen;

d) die Prüfung der Gebarung sonstiger Unterneh-
men, soweit sie Landesvermögen treuhändig verwalten
oder soweit das Land Tirol für sie eine Ausfallshaftung
übernommen hat;

e) die Prüfung der Gebarung von Unternehmen, die
sich der Gebarungsprüfung durch das Land Tirol oder

den Landesrechnungshof unterworfen haben, sofern die
Gebarungsprüfung im öffentlichen Interesse gelegen
und verhältnismäßig ist;

f) die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung
der vom Land Tirol gewährten finanziellen Förderun-
gen, sofern die Prüfung im öffentlichen Interesse gele-
gen und verhältnismäßig ist;

g) die Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von
selbstständigen Anträgen von Abgeordneten, von An-
trägen von Ausschüssen oder von Regierungsvorlagen;

h) die Durchführung von Beweisaufnahmen und Er-
hebungen im Auftrag eines vom Landtag eingesetzten
Untersuchungsausschusses;

i) die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen
Finanzkontrolle. 

(2) Der Landesrechnungshof ist zur Führung des
Landeswappens berechtigt.

§ 2
Ziele der Gebarungsprüfung

(1) Der Landesrechnungshof hat nach Art. 68 Abs. 1
der Tiroler Landesordnung 1989 die Gebarungsprüfung
dahingehend auszuüben, ob die Gebarung den Rechts-
vorschriften entspricht und ziffernmäßig richtig, spar-
sam, wirtschaftlich und zweckmäßig ist. Weiters hat der
Landesrechnungshof 

a) Möglichkeiten der Vermeidung oder Verminde-
rung von Ausgaben oder der Erzielung oder Erhöhung
von Einnahmen aufzuzeigen,

b) auf die Ursachen festgestellter Mängel einzugehen
und

c) Vorschläge für die Beseitigung von Mängeln zu er-
statten.
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(2) Der Landesrechnungshof hat bei der Besorgung
seiner Aufgaben den Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit der von ihm angewandten Mittel zu beachten.

(3) Die Gebarungsprüfungen sollen möglichst zeit-
nah erfolgen. Die Prüfungen können die Gebarung im
Ganzen oder nur hinsichtlich sachlich oder zeitlich ab-
grenzbarer Teilbereiche erfassen; sie können auch nur
stichprobenweise erfolgen, sofern dies ein verlässliches
Bild der Gebarung ergibt. Für Sonderprüfungen ist der
Prüfungsauftrag maßgebend.

(4) Die Prüfungstätigkeit des Landesrechnungshofes
ist nach Möglichkeit mit jener des Rechnungshofes ab-
zustimmen. Der Landtagspräsident hat die Berichte des
Rechnungshofes an den Landtag auch dem Landesrech-
nungshof zu übermitteln. Der Landesrechnungshof hat
bei der Ausübung seiner Prüfungstätigkeit die sachlich
in Betracht kommenden Prüfungsergebnisse anderer
Kontrolleinrichtungen, insbesondere jene des Rech-
nungshofes, in seine Erwägungen miteinzubeziehen.
Der Landesrechnungshof kann bei der Durchführung
seiner Prüfungstätigkeit mit anderen Kontrolleinrich-
tungen zusammenarbeiten und mit diesen einen ge-
meinsamen Bericht erstellen.

§ 3
Initiativprüfungen, 
Sonderprüfungen

(1) Der Landesrechnungshof führt die im § 1 Abs. 1
lit. a bis f genannten Prüfungen auf eigene Initiative
(Initiativprüfungen) oder auf Verlangen (Sonderprü-
fungen) durch.

(2) Der Direktor des Landesrechnungshofes hat bis
zum 15. November eines jeden Jahres eine Übersicht
über die im nächstfolgenden Kalenderjahr geplanten
Initiativprüfungen zu erstellen und diese dem Land-
tagspräsidenten zur Kenntnis zu bringen.

(3) Eine Sonderprüfung hat der Landesrechnungshof
nach Art. 68 Abs. 3 der Tiroler Landesordnung 1989
durchzuführen, wenn dies

a) der Landtag beschließt,
b) der Finanzkontrollausschuss beschließt,
c) wenigstens ein Drittel der Abgeordneten des Land-

tages verlangt,
d) wenigstens ein Viertel der Abgeordneten des Land-

tages verlangt, sofern diese Abgeordneten Wählergrup-
pen angehören, die nicht in der Landesregierung vertre-
ten sind,

e) die Landesregierung verlangt und der Finanzkon-
trollausschuss dem zustimmt.

Ein Verlangen nach lit. d ist höchstens zweimal in
einem Jahr zulässig.

(4) Die Prüfungsaufträge im Sinne des Abs. 3 müs-
sen schriftlich erfolgen und haben den Gegenstand und
den Umfang der begehrten Prüfung möglichst genau
anzugeben. Ein solcher Prüfungsauftrag kann nur vom
Auftraggeber schriftlich zurückgezogen werden.

(5) Prüfungsaufträge nach Abs. 3 lit. c, d und e sind
bei der Landtagsdirektion einzubringen und vom Land-
tagspräsidenten unverzüglich an den Direktor des Lan-
desrechnungshofes weiterzuleiten; die Klubs sind davon
in Kenntnis zu setzen. Die Landtagsdirektion hat den
Zeitpunkt des Einlangens eines solchen Prüfungsauf-
trages unter Angabe von Datum und Uhrzeit festzu-
halten.

(6) Die im Abs. 1 genannten Prüfungen haben Vor-
rang gegenüber den anderen Aufgaben des Landesrech-
nungshofes. Die im § 1 Abs. 1 lit. g genannte Aufgabe
ist nur aufgrund eines Auftrages des Landtages wahr-
zunehmen.

§ 4
Gemeinschaftsrechtliche 

Finanzkontrolle

Der Landesrechnungshof hat nach Maßgabe der ge-
meinschaftsrechtlichen Vorschriften bei der Überprü-
fung der Gebarung von öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften sowie von natürlichen oder privatrechtlichen
juristischen Personen mitzuwirken, wenn und soweit
diese unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel der Euro-
päischen Union erhalten.

§ 5
Befugnisse des 

Landesrechnungshofes

(1) Der Landesrechnungshof ist befugt, in Ausübung
und zum Zweck der ihm obliegenden Prüfungstätigkeit
mit allen seiner Prüfungszuständigkeit unterliegenden
Dienststellen, Unternehmen und sonstigen Einrichtun-
gen und Rechtsträgern unmittelbar zu verkehren.

(2) Der Landesrechnungshof ist weiters befugt:
a) von den im Abs. 1 genannten Dienststellen, Unter-

nehmen, sonstigen Einrichtungen und Rechtsträgern
jederzeit schriftlich oder im kurzen Wege alle ihm er-
forderlich scheinenden Auskünfte zu verlangen,

b) die Übermittlung von Akten, Rechnungsbüchern
und Belegen sowie von sonstigen Aufzeichnungen und
Unterlagen zu verlangen,

c) durch seine Organe an Ort und Stelle in die mit
der Gebarung im Zusammenhang stehenden Bücher,
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Rechnungsbelege und sonstigen Behelfe einschließlich
Datenverarbeitungsanlagen Einschau zu nehmen,

d) Lokalerhebungen selbst durchzuführen oder de-
ren Durchführung bei einer Dienststelle durch die vor-
gesetzte Verwaltungsbehörde zu veranlassen und daran
durch seine Organe teilzunehmen, wobei die Prüfung
von Kassen nur unter Beiziehung eines leitenden Be-
diensteten der betreffenden Dienststelle zulässig ist,

e) Personen, die nicht bei der überprüften Stelle tätig
sind, als Auskunftspersonen anzuhören, sofern dem
nicht eine von der betreffenden Person wahrzuneh-
mende gesetzliche Verschwiegenheitspflicht entgegen-
steht.

(3) Die Anfragen und Auskunftsersuchen des Lan-
desrechnungshofes sind vollinhaltlich und unmittelbar
zu beantworten. Insbesondere sind dem Landesrech-
nungshof auf sein Verlangen von allen Dienststellen des
Landes Tirol sowie von den Organen der seiner Prü-
fungszuständigkeit unterliegenden Unternehmen, sons-
tigen Einrichtungen und Rechtsträger

a) Auskünfte jederzeit vollständig und richtig zu er-
teilen sowie insbesondere der Zugriff zu und das Ko-
pieren von automationsunterstützt gespeicherten Da-
ten zu gewähren,

b) verlangte Akten, Rechnungsbücher, Belege, sons-
tige Aufzeichnungen und Unterlagen unverzüglich zur
Verfügung zu stellen und

c) Haushaltsvoranschläge, Rechnungsabschlüsse,
Bilanzen und Erfolgsrechnungen einschließlich der
Geschäftsberichte und Wirtschaftspläne
vorzulegen.

(4) Der Landesrechnungshof kann sich zur Besor-
gung seiner Aufgaben geeigneter Sachverständiger be-
dienen. Die Sachverständigen sind, sofern sie nicht be-
reits allgemein gerichtlich beeidet sind, vom Direktor
des Landesrechnungshofes zu beeiden. Sie sind zur Ver-
schwiegenheit über alle ihnen aus ihrer Tätigkeit für den
Landesrechnungshof bekannt gewordenen Geschäfts-
und Betriebsgeheimnisse verpflichtet.

§ 6
Vertraulichkeit, Datenschutz

(1) Der Direktor des Landesrechnungshofes hat
durch geeignete Vorkehrungen dafür zu sorgen, dass so-
wohl über einzelne im Rahmen der Tätigkeit des Lan-
desrechnungshofes bekannt gewordene Tatsachen als
auch über die Ergebnisse seiner Prüfungstätigkeit bis
zum Abschluss der Behandlung im Finanzkontrollaus-
schuss strengste Verschwiegenheit gewahrt wird. Dies

gilt nicht im Verhältnis zur geprüften Dienststelle, zum
geprüften Unternehmen oder zur geprüften sonstigen
Einrichtung.

(2) In den Berichten des Landesrechnungshofes, die
veröffentlicht werden, sind geeignete Vorkehrungen zur
Wahrung des Datenschutzes und zum Schutz sonstiger
berechtigter Geheimhaltungsinteressen zu treffen.

§ 7
Berichte

(1) Der Landesrechnungshof hat den von ihm er-
stellten Rohbericht der Landesregierung zu übersenden,
die innerhalb von sechs Wochen hiezu eine Äußerung
erstatten kann. Hat die Landesregierung fristgerecht
eine Äußerung abgegeben, so hat der Landesrech-
nungshof diese in seine Erwägungen miteinzubeziehen
und in den Endbericht einzuarbeiten. Die Äußerung der
Landesregierung ist überdies dem Endbericht als Bei-
lage anzuschließen. Der Landesrechnungshof hat den
Endbericht dem Landtagspräsidenten zur weiteren Be-
handlung im Landtag und der Landesregierung, den
Klubs und der geprüften Stelle zu übermitteln sowie
nach Abschluss der Behandlung im Finanzkontrollaus-
schuss im Internet zu veröffentlichen.

(2) Der Landesrechnungshof hat dem Landtag im
Wege des Landtagspräsidenten jährlich bis spätestens
15. April einen zusammenfassenden Bericht über seine
Tätigkeit im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstat-
ten. Die Darstellung der Ergebnisse der Prüfungen im
Einzelnen ist nicht Inhalt dieses Tätigkeitsberichtes.
Dieser Tätigkeitsbericht ist zugleich mit der Zuleitung
an den Landtag auch der Landesregierung zu übermit-
teln.

(3) Der Landesrechnungshof hat zu dem von der Lan-
desregierung dem Landtag vorgelegten Rechnungsab-
schluss innerhalb einer angemessenen, sechs Wochen
nicht übersteigenden Frist einen Bericht zu erstatten.
Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, ob die Ab-
wicklung der Gebarung im abgelaufenen Finanzjahr im
Einklang mit dem Landesvoranschlag sowie den dazu
erteilten Vollmachten, Zustimmungen und sonstigen
voranschlagswirksamen Beschlüssen des Landtages er-
folgt ist.

§ 8
Organisation

(1) Der Landtagspräsident hat auf Vorschlag des Di-
rektors des Landesrechnungshofes und nach Anhören
des Finanzkontrollausschusses bis 1. Juli eines jeden
Jahres die voraussichtlichen personellen, räumlichen,
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sachlichen und finanziellen Erfordernisse des Landes-
rechnungshofes für das nächste Jahr der Landesregie-
rung bekannt zu geben. Die Landesregierung hat diese
Erfordernisse bei der Erstellung des Entwurfes des Lan-
desvoranschlages zu berücksichtigen.

(2) Die Landesregierung hat dem Landesrechnungs-
hof auf Antrag des Direktors des Landesrechnungsho-
fes und nach Anhören des Landtagspräsidenten nach
Maßgabe des Landesvoranschlages einschließlich des
Dienstpostenplanes 

a) die zur ordnungsgemäßen Besorgung der Aufga-
ben des Landesrechnungshofes erforderliche Anzahl an
entsprechend qualifizierten Bediensteten zur Verfügung
zu stellen,

b) für die dem jeweiligen Personalstand des Landes-
rechnungshofes entsprechende räumliche und sachliche
Ausstattung zu sorgen und

c) die erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfü-
gung zu stellen.

§ 9
Direktor

(1) Der Landtagspräsident hat vor der Bestellung des
Direktors des Landesrechnungshofes eine Ausschrei-
bung dieser Funktion durchzuführen. Die Ausschrei-
bung ist zunächst auf den Kreis der Bediensteten des
Landes Tirol zu beschränken. Kommt es zu keiner Be-
stellung aus dem Kreis der aus dieser Ausschreibung her-
vorgegangenen Bewerber, so ist in der Folge eine öffent-
liche Ausschreibung durchzuführen.

(2) Zum Direktor des Landesrechnungshofes darf
nur eine Person bestellt werden, die

a) die erforderliche Vorbildung und berufliche Er-
fahrung sowie die erforderlichen Fähigkeiten und
Kenntnisse besitzt,

b) – abgesehen vom Erfordernis des Hauptwohnsit-
zes in Tirol – zum Tiroler Landtag wählbar ist,

c) keinem allgemeinen Vertretungskörper angehört
und

d) weder Mitglied der Bundesregierung noch Mit-
glied einer Landesregierung ist oder in den letzten fünf
Jahren war.

(3) Der Direktor des Landesrechnungshofes hat vor
dem Antritt seines Amtes in die Hand des Landtags-
präsidenten strenge Unparteilichkeit und die gewissen-
hafte Erfüllung seiner Aufgaben zu geloben.

(4) Der Direktor des Landesrechnungshofes ist, so-
fern er nicht schon Landesbeamter ist, in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis zum Land Tirol aufzuneh-

men. Weiters ist er auf eine Planstelle der Dienstklasse
VIII zu ernennen. Dem Direktor des Landesrech-
nungshofes gebührt eine Verwendungszulage in der
Höhe von 80 v. H. des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V.

(5) Der Landesrechnungshof wird nach außen, ins-
besondere im Verkehr mit den seiner Prüfungszustän-
digkeit unterliegenden Dienststellen, Unternehmen
und sonstigen Einrichtungen, durch den Direktor ver-
treten.

(6) Die Bestellung zum Direktor des Landesrech-
nungshofes endet vorzeitig:

a) mit dem Verzicht auf das Amt; der Verzicht ist
gegenüber dem Landtagspräsidenten schriftlich zu er-
klären; er wird mit dem Einlangen der Verzichtserklä-
rung in der Landtagsdirektion wirksam und unwider-
ruflich;

b) mit dem Wegfall einer der Voraussetzungen nach
Abs. 2 lit. b bis d;

c) bei Abberufung durch Beschluss des Landtages;
d) mit dem Ablauf des 31. Dezember des Jahres, in

dem der Direktor das 65. Lebensjahr vollendet.
(7) Der Direktor leitet den Landesrechnungshof und

ist Vorgesetzter aller dort verwendeten Bediensteten.
(8) Der Direktor des Landesrechnungshofes hat für

den Fall seiner Verhinderung mit Zustimmung des Land-
tagspräsidenten einen Bediensteten des Landesrech-
nungshofes als Stellvertreter zu bestimmen. Ist auch der
Stellvertreter verhindert, so wird der Direktor durch den
ranghöchsten Bediensteten des Landesrechnungshofes
vertreten.

§ 10
Sonstiges Personal

(1) Die Prüfer und die sonstigen Bediensteten, die die
Landesregierung dem Landesrechnungshof zur Verfü-
gung zu stellen hat, müssen in einem privatrechtlichen
oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land
Tirol stehen.

(2) Dem Landtagspräsidenten obliegt nach Art. 70
Abs. 4 der Tiroler Landesordnung 1989 die Ausübung
der sonst der Landesregierung zustehenden Dienstho-
heit über den Direktor und die sonstigen Bediensteten
des Landesrechnungshofes, mit Ausnahme der Erlas-
sung von Verordnungen. Der Landtagspräsident kann
die Besorgung der dienst- und besoldungsrechtlichen
Angelegenheiten dieser Personen dem Amt der Lan-
desregierung übertragen, wenn dies im Interesse der
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Zweckmäßigkeit, Einfachheit und Raschheit gelegen ist.
In diesem Fall hat das Amt der Landesregierung diese
Angelegenheiten im Namen und nach den Weisungen
des Landtagspräsidenten zu besorgen.

§ 11
Geschäftsordnung

(1) Die innere Organisation des Landesrechnungs-
hofes, die Durchführung der Prüfungen und die Erstel-
lung der Berichte, die Vorgangsweise bei einer allfälligen
Behinderung der Prüfungstätigkeit und der sonstige
Geschäftsgang im Landesrechnungshof sind durch eine
Geschäftsordnung näher zu regeln.

(2) Die Geschäftsordnung wird vom Direktor des
Landesrechnungshofes mit Genehmigung des Finanz-
kontrollausschusses erlassen.

§ 12
Schlussbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. März 2003 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Gesetz über das Landes-Kontroll-
amt, LGBl. Nr. 80/1989, außer Kraft.

(2) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gelten
die bisher im Landes-Kontrollamt tätigen Bediensteten
als dem Landesrechnungshof zur Dienstleistung zuge-
wiesen.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

19. Gesetz vom 12. Dezember 2002, mit dem das Gesetz über die Geschäftsordnung des Tiro-
ler Landtages geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Gesetz über die Geschäftsordnung des Tiroler
Landtages, LGBl. Nr. 110/1998, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 3 des § 11 wird in der lit. g der Punkt durch
einen Beistrich ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. h angefügt:

„(h) vor der Erstattung des Vorschlages für die Be-
stellung des Direktors des Landesrechnungshofes.“

2. Im Abs. 4 des § 13 wird folgende Bestimmung an-
gefügt:

„Im Falle der lit. b ist der Abs. 2 nicht anzuwenden.“
3. Im Abs. 4 des § 19 wird im zweiten Satz das Wort

„Kontrollamtsberichte“ durch die Worte „Berichte des
Landesrechnungshofes“ ersetzt.

4. Im Abs. 1 des § 23 wird in der lit. m der Punkt durch
einen Beistrich ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. n angefügt:

„n) die Bestellung und die Abberufung des Direktors
des Landesrechnungshofes.“

5. Im Abs. 1 des § 38 wird im zweiten Satz das Zitat
„§ 69 Abs. 5 der Landtagswahlordnung 1993, LGBl.

Nr. 103,“ durch das Zitat „§ 66 Abs. 5 der Tiroler Land-
tagswahlordnung 2002, LGBl. Nr. 91,“ ersetzt.

6. Der Abs. 5 des § 49 hat zu lauten:
„(5) Abänderungs- und Zusatzanträge können von

jedem Abgeordneten zu einem Verhandlungsgegen-
stand gestellt werden, sobald die Debatte über diesen er-
öffnet ist. Sie sind in die Verhandlung einzubeziehen,
wenn sie dem Präsidenten schriftlich überreicht wurden
und von mindestens vier Abgeordneten, den Antrag-
steller eingerechnet, unterfertigt sind. Weiters ist jeder
Klub berechtigt, Abänderungs- und Zusatzanträge im
Landtag einzubringen. Diese Anträge müssen von mehr
als der Hälfte der Klubmitglieder unterfertigt sein. Der
Landtag kann solche Anträge einem Ausschuss zuwei-
sen und bis zum Vorliegen eines Berichtes des Aus-
schusses die Verhandlungen vertagen.“

7. Nach § 63 wird folgende Bestimmung als § 63a ein-
gefügt:

„§ 63a
Finanzkontrollausschuss

(1) Die Behandlung der Prüfungsberichte des Lan-
desrechnungshofes, der Berichte des Rechnungshofes
sowie der Berichte der Landesregierung nach Art. 69
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Abs. 4 der Tiroler Landesordnung 1989 obliegt dem
Finanzkontrollausschuss. Der Landtagspräsident hat
diese Berichte unverzüglich an den Finanzkontrollaus-
schuss weiterzuleiten.

(2) Der Direktor des Landesrechnungshofes hat an
den Verhandlungen des Finanzkontrollausschusses über
die Berichte des Landesrechnungshofes teilzunehmen
und den Inhalt der Berichte kurz darzulegen. Er hat das
Recht, bei den Beratungen über diese Berichte gehört zu
werden.

(3) Der Finanzkontrollausschuss hat dem Landtag
über den Tätigkeitsbericht, über den Bericht über den
Rechnungsabschluss und über die Berichte, die auf-
grund einer Sonderprüfung auf Verlangen des Land-

tages, des Finanzkontrollausschusses oder wenigstens
eines Drittels oder eines Viertels der Abgeordneten er-
stattet werden, einen Bericht vorzulegen. In allen übri-
gen Fällen steht es dem Finanzkontrollausschuss frei,
dem Landtag einen Bericht vorzulegen.“

8. Im § 65 wird der Abs. 2 aufgehoben. Die bisheri-
gen Abs. 3 bis 12 des § 65 erhalten die Absatzbezeich-
nungen „(2) bis (11)“.

9. Der neue Abs. 8 des § 65 hat zu lauten:
„(8) Der Direktor des Landesrechnungshofes ist be-

rechtigt, auch an den Sitzungen des Finanzausschusses
teilzunehmen.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit 1. März 2003 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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